Deutscher Bundestag Drucksache VI/1071 

6. Wahlperiode 

Sachgebiet 784 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Juli 1970 

I V/ 1 - 68070- E- Oe 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1218/70 des Rates vom 29. Juni 
1970 über die Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum 
Richtpreis und zum Interventionspreis für Ölsaaten im 
Wirtschaftsjahr 1970/1971 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1219/70 des Rates vom 29. Juni 
1970 zur Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Öl- 
saaten und der dort geltenden abgeleiteten Interventions- 
preise für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1220/70 des Rates vom 29. Juni 
1970 zur Änderung der Verordnung Nr. 116/67/EWG über 
die Beihilfe für Ölsaaten 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1221/70 des Rates vom 29. Juni 
1970 zur Änderung der Verordnung Nr. 876/67/EWG zur 
Einführung einer zusätzlichen Beihilfe für in Italien ver- 
arbeitete Raps- und Rübsensamen. 

die im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 29. Juni 1970 veröffentlicht sind. 

Die vorherige Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten war nicht möglich, da die Vorschläge dem Ministerrat erst 
kurz vor seiner Tagung am 29. Juni 1970 vorgelegt und von ihm 
noch auf der gleichen Tagung verabschiedet worden sind. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses erfolgte nicht. 


Brandt 


Druck.: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Verordnung (EWG) Nr. 1218/70 des Rates 
vom 29. Juni 1970 

über die Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Richtpreis 
und zum Interventionspreis für Ölsaaten 
im Wirtschaftsjahr 1970/1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN j 

GEMEINSCHAFTEN — 

I 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- i 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

i 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des i 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung ; 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette *), | 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. ; 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 25, | 

auf Vorschlag der Kommission, ; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG ist für das Wirtschaftsjahr 1970/71 der Betrag 
festzusetzen, um den der Richtpreis und der Inter- 
ventionspreis für Raps- und Rübsensamen sowie 
Sonnenblumenkerne vom Beginn des dritten Monats 
des Wirtschaftsjahres an monatlich erhöht wird, 
und die Zahl der Monate zu bestimmen, in denen 
diese Zuschläge angewandt werden; dieser Betrag 
muß für beide Preise gleich sein. 

Diese monatliche gleichbleibenden Zuschläge wer- 
den unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Lagerkosten und Zinsen in der Gemeinschaft fest- 
gesetzt; es empfiehlt sich, die durchschnittlichen 
Lagerkosten nach Maßgabe der Kosten für die Lage- 
rung der Saaten in geeigneten Lagerräumen und der 
Kosten der für die einwandfreie Aufbewahrung der 
Saaten erforderlichen Behandlung festzusetzen; die 
Zinsen können auf der Grundlage des für die An- 
baugebiete als normal geltenden Zinssatzes berech- 
net werden. 

Unter Berücksichtigung der genannten Erforder- 
nisse und der zur Zeit verfügbaren Angaben können 


für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 die gleichen 
monatlichen Zuschläge wie im vorangehenden Wirt- 
schaftsjahr festgesetzt werden. 

Die Erfahrungen im Wirtschaftsjahr 1969/1970 und 
die Erntevorausschätzungen lassen es für das Wirt- 
schaftsjahr 1970/1971 nicht gerechtfertigt erscheinen, 
eine andere Anzahl monatlicher Zuschläge als im 
vorangehenden Wirtschaftsjahr festzusetzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 wird der 
monatliche Zuschlag auf 0,18 Rechnungseinheiten 
für 100 Kilogramm Raps- und Rübsensamen fest- 
gesetzt. 

(2) Der Zuschlag gilt sieben Monate lang. 

Artikel 2 

(1) Für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 wird der 
monatliche Zuschlag auf 0,21 Rechnungseinheiten 
für 100 Kilogramm Sonnenblumenkerne festgesetzt. 

(2) Der Zuschlag gilt fünf Monate lang. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 


Geschehen zu Luxemburg am 29. Juni 1970 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
Ch. Heger 
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Verordnung (EWG) Nr. 1219/70 des Rates 
vom 29. Juni 1970 

zur Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Olsaaten und 
der dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise 
für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG sind für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 
die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen und für Sonnenblumenkerne sowie die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise festzu- 
legen. 

Als Hauptinterventionsorte sind die Orte mit den 
wichtigsten Märkten der Hauptanbaugebiete festzu- 
legen; um für die Olsaaten der Gemeinschaft in den 
Zuschußgebieten ein angemessenes Preisniveau zu 
gewährleisten, ist es ferner angezeigt, die für die 
Olsaatenverarbeitung repräsentativsten Orte sowie 
die Orte außerhalb der Anbaugebiete zu wählen, 
die für den Binnenhandel und die Ausfuhr von Ol- 
saaten repräsentativ sind. 

Gemäß Artikel 24 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG müssen die abgeleiteten Interventionspreise 
so festgelegt werden, daß ein freier Verkehr mit 
Ölsaaten in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung 
der natürlichen Preisbildungsbedingungen und ent- 
sprechend dem Marktbedarf möglich ist; zu diesem 
Zweck müssen die Interventionspreise so festgelegt 


werden, daß die Unterschiede zwischen den Inter- 
ventionspreisen den Preisunterschieden entsprechen, 
mit denen in normalen Erntejahren zu rechnen ist. 

Die Erfahrungen des Wirtschaftsjahres 1969/1970 
lassen es angebracht erscheinen, die für dieses Wirt- 
schaftsjahr festgesetzten Hauptinterventionsorte bei- 
zubehalten. 

Die Prüfung der Preisunterschiede, mit denen in 
normalen Erntejahren zu rechnen ist, hat ergeben, 
daß kein Anlaß besteht, für das Wirtschaftsjahr 
1970/1971 die Interventionspreise auf einer anderen 
Höhe als im vergangenen Wirtschaftsjahr festzu- 
setzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen sowie für Sonnenblumenkerne und die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise werden 
für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 wie im Anhang 
angegeben, festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 


Geschehen zu Luxemburg am 29. Juni 1970 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
Ch. Heger 
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Anhang 


Hauptinterventionsorte und dort geltende Interventionspreise 


A. Für Raps- und Rübsensamen: 


Interventionspreise in Rechnungseinheiten 
für 100 kg Saaten der Standardqualität 


Chäteauroux ; 18,07 

Bourges 18,15 

Chartres 18,36 

Le Havre 18,89 

Rouen 18,89 

Gennevilliers ! 18,63 

Dijon 18,29 

Chälons-sur-Marne 18,49 

Laon 18,43 

Dunkerque 18,89 

Antwerpen 18,78 

Rotterdam 18,89 

Düsseldorf 18,96 

Mannheim 18,94 

Straßburg 18,78 

Hamm (Westfalen) 18,69 

Hannover 18,64 

Hamburg 18,89 

Kiel 18,64 

Emden | 18,89 

Regensburg 18,25 

Lyon 18,54 

Le Pouzin 18,63 

Marseille ■ 19,03 

Bordeaux 18,89 

Sete | 18,85 

Ravenna i 19,65 

Treviso 19,22 

Florenz j 19,65 

Genua j 19,65 


B. Für Sonnenblumenkerne: 


Orte 

Interventionspreise in Rechnungseinheiten 
für 100 kg Saaten der Standardqualität 

Bourges 

18,15 

Bordeaux 

19,40 

Marseille 

19,60 

Le Pouzin 

19,10 

Rouen 

19,04 

Genua 

19,65 
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Verordnung (EWG) Nr. 1220/70 des Rates 
vom 29. Juni 1970 

zur Änderung der Verordnung Nr. 1 16/67/EWG über die Beihilfe 

für Ölsaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land : *), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 116/67/EWG des Rates vom 
6. Juni 1967 über die Beihilfe für Ölsaaten 4 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 887/68 5 ), 
sieht in Artikel 9 Absatz 2 folgendes vor: Werden 
die in den Wirtschaftsjahren 1967/1968, 1968/1969 
und 1969/1970 geernteten Ölsaaten gemäß Artikel 2 
dieser Verordnung in einem anderen Mitgliedstaat 
unter Kontrolle gestellt als dem, in dem sie geerntet 
wurden, so ist der letztgenannte Mitgliedstaat er- 
mächtigt, die Beihilfe an jeden Inhaber der in Arti- I 
kel 3 derselben Verordnung vorgesehenen Beschei- 
nigung auszuzahlen, der einen entsprechenden An- 
trag stellt und den Nachweis des Ursprungs und der 
Verarbeitung der Saaten erbringt. 

Die Verwaltungsschwierigkeiten, die zur Einfüh- 
rung dieser Regelung geführt haben, bestehen wei- 


terhin; es ist daher angebracht, diese Regelung auch 
im Wirtschaftsjahr 1970/1971 beizubehalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung Nr. 116/67/EWG 
erhält folgende Fassung: 

„Werden die in den Wirtschaftsjahren 1967/1968, 
1968/1969, 1969/1970 und 1970/1971 geernteten Öl- 
saaten in einem anderen Mitgliedstaat unter Kon- 
trolle gestellt als dem, in dem sie geerntet wurden, 
so ist der letztgenannte Mitgliedstaat ermächtigt, 
die Beihilfe an jeden Inhaber der Bescheinigung 
auszuzahlen, der einen entsprechenden Antrag stellt 
und den Nachweis des Ursprungs und der Ver- 
arbeitung der Saaten erbringt." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 111 
vom 10. Juni 1967, S. 2198/67 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 6 


Geschehen zu Luxemburg am 29. Juni 1970 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
Ch. Heger 
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Verordnung (EWG) Nr. 1221/70 des Rates 
vom 29. Juni 1970 

zur Änderung der Verordnung Nr. 876/67/EWG zur Einführung 
einer zusätzlichen Beihilfe für in Italien verarbeitete Raps- 
und Rübsensamen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung ! 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), j 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. j 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 2 und ! 
auf Artikel 36, j 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund der Verordnung Nr. 876/67/EWG 3 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1382/69 4 ), wird die Gewährung einer zusätzlichen 
Beihilfe auch für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 vor- 
gesehen, um für gewisse Schwierigkeiten Abhilfe 
zu schaffen, die in Italien bei der Verarbeitung von 
Ölsaaten in Ölmühlen festgestellt wurden. 

Die Prüfung der Ursachen dieser Schwierigkeiten 
sowie der Produktionsbedingungen innerhalb der 
Gemeinschaft zeigt, daß mit Rücksicht auf die Ent- 
wicklungsaussichten auf dem Markt für Ölsaaten 
die zusätzliche Beihilfe für das Wirtschaftsjahr 1970/ 
1971 aufrechtzuerhalten ist. 

In Artikel 3 a der Verordnung Nr. 876/67/EWG 
ist für das Wirtschaftsjahr 1968/1969 für die Einfuhr I 


bestimmter Fette nach Italien eine Regelung mit 
Einfuhrlizenzen vorgesehen; da die Gründe für die 
Beibehaltung dieser Regelung für das Wirtschafts- 
jahr 1969/1970 noch gültig sind, ist es angebracht, 
diese Einfuhrregelung für das Wirtschaftsjahr 1970/ 
1971 beizubehalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 1 und in Artikel 3 a Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 876/67/EWG werden die Worte „im 
Wirtschaftsjahr 1969/1970" durch die Worte „im 
Wirtschaftsjahr 1970/1971" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 281 
vom 21. November 1967, S. 7 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 178 
vom 19. Juli 1969, S. 4 


Geschehen zu Luxemburg am 29. Juni 1970 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
Ch. Heger 
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